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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft beehrt 

sich in der Anlage die Ressortstellungnahme zu den Entwürfen eines Asylgesetzes 2005, ei-

nes Fremdenpolizeigesetzes 2005 u.a. zur gefälligen Kenntnisnahme zu übermitteln. Wunsch-

gemäß werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme auf schriftlichem Wege übermittelt. 

 

 

Beilage 
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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nimmt 

Bezug auf die do. Aussendung vom 07.03.2005 und gibt zu den vorliegenden Entwürfen fol-

gende Stellungnahme ab: 

 

Zu Artikel 2 (FremdenpolizeiG 2005): 

Zu § 24: 

Die Erläuterungen zu diesen Bestimmungen sind angesichts der mittlerweile erfolgten Aus-

sendung eines Niederlassungs- und AufenthaltsG (do. Note vom 23.03.2005, do. GZ: 

76.201/1426-III/1c/05) als überholt zu bezeichnen. Auf die entsprechenden Bestimmungen des 

Ausländerbeschäftigungsgesetzes, auf die sich die vorübergehende unselbständige Tätigkeit 

bezieht, wäre auch in den Erläuterungen explizit hinzuweisen. Eine Harmonisierung mit den 

korrespondierenden Regelungen im Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz ist jedenfalls er-

forderlich. 

Wunschgemäß werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme dem Präsidium des National-

rates zugeleitet. 
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MR Ing. Raab 
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